Von dieſem Blatte erſcheint woͤchentlich (Donnerſtags) ein halber Bogen. 
Der Praͤnumerationspreis iſt 20 F für das Jahr. 


Stück 29. Kamienietz, den 11. Mai 


1854. 


. 70. Die auf Anordnung der hieſigen Königlichen Regierung erlaſſene polizeiliche 
Bekanntmachung vom 7. Mai d. J. (Amtsblatt der hieſigen Königl. Regierung vom 13. Mai 
d. J. Stuck 19, S. 111), wonach zwar das Verwiegen der Wolle ſo wie die Ausſtellung der 
Waageſchalen ſchon an den drei, der Eröffnung des hieſigen Frühjahrs-Wollmarktes unmittel— 
bar vorangehenden Werktagen erfolgen, auch die Wolle an dieſen drei Tagen auf dem Markte ꝛc. 
ausgelegt werden, dagegen der Verkauf der Wolle erſt mit dem Tage des Beginns des Markts 
(7. Juni) erfolgen darf, wird mit Genehmigung des Königl. Miniſterii für Handel, Gewerbe 
a 1 Arbeiten, auf anderweitige Anordnung der hieſigen Königl. Regierung hiermit 
aufgehoben. 


Hiernach tritt die Wollmarkt-Ordnung fir die Stadt Breslau vom 18. April 1851 
wieder in volle Wirkung, ſo zwar, daß der Verkauf der Wolle nach § 2 der Letzteren auch 
ſchon an den drei, der Eröffnung des hieſigen Frühjahrs-Wollmarkts unmittelbar vorangehen— 
den Werktagen, unter den nach $ 6 der Wollmarkts-Ordnung näher bezeichneten Modalitäten, 
wiederum geſtattet iſt. 


Breslau, den 10. December 1853. 
Königliches Polizei ⸗Präſidium. 


Die vorſtehende Bekanntmachung wird hierdurch zur Kenntniß der Betheiligten gebracht. 
Oppeln, den 3. Maͤrz 1854. i 


Königliche Regierung. 
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M 71. Der Königlichen Regierung wird die beifolgende Eingabe des hieſigen 
Buͤchſenmachers Collin vom 3. d. Mts. mit nachſtehendem Bemerken zugefertigt: 

Wenn auch bis zum Erſcheinen der Verordnung vom 9. Februar v. J. nur Diejeni- 
gen als zum Betriebe eines ſtehenden Gewerbes berechtigt anzufehen waren, welche die Befug— 
niß dazu ſchon vor Verkündigung der Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845, oder auf 
Grund dieſes letzteren Geſetzes, erlangt hatten, ſo fehlt es doch an einer geſetzlichen Vorſchrift, 
nach welcher die Unterlaſſung der im $ 19 des Gewerbeſteuer-Geſetzes vom 30. Mai 1820, 
und im § 22 der Gewerbe-Ordnung vorgeſchriebenen Abmeldung, neben der nach § 39, des 
Gewerbeſteuer-Geſetzes oder nach § 176 der Gewerbe-Ordnung verwirkten Strafe, die Un— 
terſagung des Gewerbes zur Folge haben ſoll. Eben ſo wenig enthält der § 23 der Ver— 
ordnung vom 9. Februar v. J. die Beſtimmung, daß die Fortſetzung eines früher begonnenen 
Gewerbes, wenn deſſen Anmeldung unterlaſſen worden, denſelben Bedingungen unterliege, wie 
der Neubeginn des Gewerbes. Bei dieſer Lage der betreffenden Vorſchriften iſt denſelben die— 
jenige Auslegung zu geben, welche die Gewerbetreibenden gegen nachtheilige, vom Geſetzgeber 
nicht beabſichtigte Eingriffe in ihre bisherigen Erwerbs-Verhaͤltniſſe ſicherſtellt, und es muß zur 
Vermeidung unbilliger Härten bei der Ausführung der Verordnung vom 9. Februar v. J. der 
Grundſatz feſtgehalten werden, daß die dort vorgeſchriebenen Bedingungen der Zulaſſung zum 
ſelbſtſtändigen Handwerks-Betriebe nur für den ſeit dem Erſcheinen der Verordnung begonnenen: 
Handwerks - Betrieb maßgebend find. 

Hiernach hat die Königliche Regierung das vorliegende Geſetz zu prüfen und nach dem 
Ergebniſſe zu erledigen. 


Berlin, den 31. März 1850. 


Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeit. IV. Abtheilung. 
gez. Oeſterreich. 
An die Königl. Regierung zu Potsdam. 


Das vorſtehende, von dem Koͤnigl. Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten uns zur Nachachtung mitgetheilte Nefeript bringen wir hierdurch zur Kenntniß der be— 
theiligten Gewerbetreibenden und unſerer ſämmtlichen Unterbehörden. Die letzteren werden an— 
gewieſen, in jedem Falle, wo ihr Einſchreiten gegen den ſelbſtſtändigen Gewerbebetrieb unge— 
prüfter Handwerker der im § 23 der Verordnung vom 9. Februar 1849 genannten Gewerbe 
in Anſpruch genommen wird, forgfältig zu erörtern, ob Derjenige, gegen welchen die Beſchwerde 
gerichtet iſt, ſein Gewerbe nicht ſchon vor Verkündigung der Verordnung vom 9. Februar 1849 
ſelbſtſtändig betrieben hat. Bei dieſer Eroͤrterung iſt kein Gewicht darauf zu legen, ob der Ge— 
werbebetrieb angemeldet worden iſt, oder nicht; es genügt vielmehr, wenn der Angefchuldigte, 
ſei es nun durch Beſcheinigungen glaubwürdiger Perſonen, für welche er gearbeitet hat, oder 
durch andere Beweismittel darthut, daß er ſein Gewerbe bereits vor Verkündigung der Ver— 
ordnung vom 9. Februar 1849 ſelbſtſtändig betrieben, und es darf Niemand, welcher dieſen 
Nachweis führt, die Fortſetzung feines Gewerbebetriebes um deswillen unterſagt werden, weil 
er keine Meiſterpruͤfung beſtanden oder keiner Innung ſich angeſchloſſen hat. 


Oppeln, den 3. März 1854. 
Königliche Regierung. 
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NM 72. Zu den künſtleriſchen Gegenftänden des Mittelalters, die in mehrfacher Be⸗ 
ziehung eine nähere Rückſicht in Anſpruch nehmen, gehören die Holzſchnitzwerke und ähnliche 
Arbeiten, namentlich diejenigen, welche häufig in Verbindung mit Gemälden und größtentheils 
ſelbſt bemalt und vergoldet, zum Schmuck der Altäre in den Kirchen gefertigt wurden. In 
Betreff der Conſervation und event. nöthigen Reſtauration derſelben, iſt es beſonders hervorzu— 
heben, daß die an ihnen vorhandene Malerei, farbige Ausſtattung, Vergoldung u. ſ. w. einen 
weſentlichen Theil ihrer künſtleriſchen Wirkung ausmacht, und von dem urſprünglichen Meiſter 
auf die letztere berechnet wurde, daß mithin alle Erneuerung auch in dieſen Beziehungen die be— 
ſtimmteſte künſtleriſche Fürſorge verlangt, alle Uebermalung oder Ulebertünchung aber durchaus 
zu vermeiden iſt. Hierauf iſt in vorkommenden Fällen nicht immer die erforderliche Rückſicht 
genommen worden. Ich veranlaſſe daher die Koͤnigl. Regierung, die betreffenden Local- und 
Baubehörden beſtimmt darauf aufmerkſam zu machen, daß dieſe Arbeiten überall, auch mit Ein- 
ſchluß ihrer ebengenannten farbigen ꝛc. Austattung, unter diejenigen Gegenftände gehören, an 
welchen nach der Circular-Verfuͤgung vom 24. Januar 1844 keine Veränderung, ohne vorgängige 
Anzeige und meinerſeits erfolgte Genehmigung, vorgenommen werden darf. 


Berlin, den 17. März 1854. 
Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts: und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
(gez.) von Raumer. 


An ſämmtliche Königl. Regierungen. 
U. M 5149. 


Vorſtehendes Reſcript bringen wir mit Hinweiſung auf die Amtsblatt Bekanntmachung 
vom 29. Februar 1844, S. 69, zur Kenntniß und Nachachtung der betreffenden Behörden. 


Oppeln, den 10. April 1854. 


Königliche Regierung. 
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Bekanntmachung. 

Die diesjährige öffentliche Schulprüfung wird abs 
gehalten: den 29. Mai c. zu Toſt; den 30. zu Peis⸗ 
kretſcham; den 31. Mai und 1. Juni c. zu Gleiwitz; 
den 2. Juni c. Nachmittags zu Richtersdorf. 

Chechlau, den 30. April 1834. 

Der Kreis-Schulen-Inſpector 


Koſellek. 


Grasnutzungs- Verpachtung. 

Die Grasnutzung in den Gräben und an den Bö— 
ſchungen nachbenannter Chauſſeeſtrecken ſoll auf ein oder 
mehrere Jahre an den Meiſtbietenden verpachtet werden 
und ſind hierzu folgende Termine anberaumt: 

1. Für die Chauſſeeſtrecke von Gleiwitz bis Zabrze 
Sonnabend, den 13. Mai c. Vormittags 
10 Uhr 

in der Chauſſeegeld-Hebeſtelle Gleiwitz. 

Für die Strecke der Breslau-Krakauer Chauſſee 
vom Klodnitz-Kanal bei Gleiwitz bis zum Meilenftein 
hinter dem Wigoda-Kretſcham und für die Bergwerk— 
ſtraße von Wigoda nach Orzeſche 

Sonnabend, den 13. Mai c. Nachmittags 
3 Uhr 
in dem Chauſſeehauſe bei Klein-Paniow. 

Die Pacht⸗ Bedingungen werden in dem Termin 
bekannt gemacht werden. 

Gleiwitz, den 3. Mai 1854. 

Der Königliche Kreis-Banmeiſter 

Aſſmann. 
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Weizen, 


Noggen, 
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Redacteur: der Landrath. Druck 


5 Bekanntmachung. 

Am 24. April c. find in Zernik ſtädt., Kreis Toſt⸗ 
Gleiwitz, als muthmaßlich geſtohlen 1) ein alter blau— 
tuchener Mantel, 2) ein Hemde, 3) ein Kattunkleid 
mit rothen Streifen, 4) ein altes Umſchlagetuch, braun, 
grau und blau, 5) eine kleine weiße Serviette gez. K. 
2., mit Beſchlag belegt worden. 

Alle Diejenigen, welche über die Entwendung dieſer 
Sachen Auskunft zu geben vermögen, namentlich der 
etwa beſtohlene Eigenthümer derſelben, werden hierdurch 
aufgefordert, ſchleunigſt von dem Diebſtahle bei der 
nächſten Gerichts- oder Polizeiꝙ- Behörde, oder bei mir, 
Anzeige zu machen. 

Gleiwitz, den 24. April 1854. 


Der Königliche Staats» Anwalt 
Freytag. 


Bekanntmachung. 

Der Tagearbeiter Urban Heyduck, zuletzt in Rudnau, 
Toſter Kreiſes, wohnhaft, hat ſich vor 18 Monaten aus 
ſeinem Wohnorte heimlich entfernt und ſeine Ehefrau 
nebſt einem dreijährigen Kinde hülflos zurückgelaſſen. 

Alle reſp. Behörden werden hierdurch erſucht, von 
dem Aufenthalt des Urban Heyduck, wenn ſelber zu 
ihrer Wiſſenſchaft gelangt, der unterzeichneten Polizei 
Verwaltung Anzeige zu machen. - 

Das Signalement kann nicht angegeben werden. 

Bitſchin, den 28. April 1854. 


Die Fürftlich Hohenloheſche Polizei⸗Verwaltung. 
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(Nach Preuß. Maaß und Gewicht.) 
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Heu, Butter, 
der Center das Quar- 


Erbſen, [Kartoffeln Stroh, 
der Scheffelſver Scheffelf der Scheffel das Schock 


ZEHN RENTEN 


1112] 6 0 71 61 10 2| = alas si #120| =J 118] = 
ill) He) >s| sl s| Hl s Ä N | ee Te 
1161 = 3] 51 „JH sh 4 =} 50 #22) sl 3118 1 
161 EIEHE „8,20 16 6% 
1 | 
1 19 6 a] 216: „ „„ „ 1 . ls .| 
1,105 ñũͤ % „ 213 . 533 | 
! | | 


und Verlag von Guftav Neumann in Gleiwitz. 
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